
Bundeswehr-Übung für Blauhelmeinsatz
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B l a u h e l m e

Einsatz auf Zuruf
Die Bundesregierung hat mit ihrerZusage,
einen Abzug derUno-Truppen ausBosnien-
Herzegowina mit2000Bundeswehr-Solda
ten zu unterstützen, ein Problem: Aufwes-
sen Kommandosoll sie ihrVersprechen er
füllen?
Wer der Nato denEinsatzauftrag gebe
muß,schiennoch MitteFebruarganzklar.
Da betonte AußenministerKlaus Kinkel
(FDP) im Bundestag, ein Nato-Einsatzsetze
„ein gesondertesMandat desUno-Sicher-
heitsrats voraus“.
Eine von Großbritannien undFrankreich
angeführte Mehrheit im Nato-Ratwill eine
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Abstimmung in New York jedoch
vermeiden –islamische Länder oder
das veto-berechtigte Rußland,
FreundSerbiens, könnteneinen Ein-
satzbeschluß verhindern.
Der Streit darüber, wer nun dasSagen
habensoll, flammte imNato-Rat am
Mittwoch vergangener Wocheauf,
als der Oberbefehlshaber fürEuropa,
US-General GeorgeJoulwan, seine
Operationsplan vorstellte.
Um die Truppen inMarsch zu setzen
halten Großbritannien und ande
Nato-Partner einen kurzen Brie
selbsteine mündlicheErklärung von
Uno-Generalsekretär Butros Butr
Ghali für ausreichend.Darin müsse erledig-
lich die Nato auffordern, die von ihmselbst
erbetenenNotfallpläne in die Tat umzuse
zen.
Die BonnerRegierung fürchtet, einEinsatz
der Truppen auf Zuruf ohneeindeutigen
Uno-Auftrag könne gegen die Vorgaben d
Bundesverfassungsgerichtsverstoßen und
daher imBundestag keine deutliche Meh
heit finden. DieNato dürfe „nicht auseige-
nem Recht“agieren,kritisiert SPD-Bundes
geschäftsführer Günter Verheugen.
Die BrüsselerNato-Diplomaten wurden be
auftragt, mit der Uno über die „Mindest-
Rechtsgrundlage“ für dieAktion zuverhan-
deln. Ein Mandat desSicherheitsrats, s
streuenKinkel-Gehilfen jetzt vorsorglich
sei „nicht zwingend“erforderlich.
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Erpressung
in Omsk
Die Bundesregierung un
ihr Aussiedlerbeauftragte
StaatssekretärHorst Waffen-
schmidt (CDU), haben sich
bei einem Prestigeprojekt fü
Rußlanddeutsche offenb
übervorteilen lassen. Zu e
nem Festpreis von1,25 Mil-
lionen Mark sollte im sibiri-
schen Omsk ein evangeli-
schesGemeindezentrum en
stehen – 90 Prozent der K
sten übernahm Bonn, de
Rest die Evangelisch-luther
sche Landeskirche Hanno-
ver. Doch mit „erpresseri
schenMethoden“, so der zu
ständige Kirchendezernen
Axel Elgeti in Hannover,
trieb die russischeBaufirma
den Preis in die Höhe.Erst
forderten die Männer vom
Bau wegen der Preissteig
rungen 4 Millionen Mark –
man einigtesich auf 2,43 Mil-
lionen. Am 31. August1994
wurde schließlich Einwei-
hung gefeiert. Doch schon
am selbenAbend rückte die
Miliz an und sperrte den
Bonner Spendenbau ab. D
BaufirmahatteKlage auf 1,5
Millionen Mark Nachzahlung
erhoben. Wachhundever-
wehrten jedem denZutritt.
Damit die Investitionsruine
wenigstens zuOstern an die
Omsker Gemeinde überge-
ben werdenkann, schlossen
Russen und Deutschejetzt
einen Kompromiß: Bonn un
Hannoverschießen nochein-
mal 800 000 Mark nach.
E n e r g i e p o l i t i k

Sündenfall
in Bremen
Klaus Wedemeier, Bremen
sozialdemokratischer Bü
germeister, stiftet neuen
Streit um die Energiepolitik
der SPD.Noch vor der Land
tagswahl im Mai wollen e
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und seinFinanzsenator Man
fred Fluß mit Unterstützung
der CDU Anteile an den
Stadtwerken des kleinste
Bundeslandes an die Energ
riesenVeba und Ruhrgasver-
kaufen. Der Erlössoll die
hochverschuldete Landeska
se entlasten.Weil dieKonzer-
ne am Aufbaueiner dezentra
len umweltgerechtenEner-
gieversorgung –etwa Koppe-
lung von Strom- undFernwär-
meproduktion – kein Interes
se hätten, sei das Vorhab
„ein Sündenfall“ wider die
umwelt- und energiepoliti
schenZiele derSPD, warnte
letzte WocheEnergieexperte
und SPD-Mitglied Professo
Klaus Traube. Ineinemoffe-
nen Brief anWedemeierfor-
derten die SPD-Abgeordne
ten Michael Müller und Moni-
ka Ganseforth ihrenBremer
Genossen auf, nicht auf
„Lockvogelangebote“ de
Veba einzugehen. Der Lan
desparteitag amkommenden
Wochenende, sohoffen die
Kritiker, könnte den Verkau
noch stoppen.
W e l t f r a u e n k o n f e r e n z

Prominenz aus
Deutschland fehlt
Die Bundesrepublikwird auf
der Weltfrauenkonferenz i
Peking vom 4. bis 15. Sep
tember nur drittklassig ver-
treten sein. Weder Frauen
ministerin Claudia Nolte
noch eine ihrerMinisterkol-
leginnen könnenvoraussicht-
lich kommen. Schuld daran
ist ein Planungsfehler de
Bundestages bei der Festl
gung der Sitzungswoche
des Parlaments. Währen
der Weltfrauenkonferen
findet in Bonn die erste Le
sung des Bundeshaushalt
statt, bei der dieMinisterin-
nen unabkömmlich sind.
Auch die weiblichen Abge-
ordneten der CDU/CSU
werden deshalbnicht nach
Peking reisen. Wegen de
knappen Stimmenverhältnis-
se hat der Fraktionsvorsi
zende Wolfgang Schäuble
Reiseverbot verhängt. Zu
Konferenz werden 30 00
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